
Berlin. Er hat es gewusst. Jener Poli-
tiker von der Unionsspitze, den der
„Spiegel“ Ende März 2006 zitierte,
lieber anonym: „Das gibt ein munte-
res Hauen und Stechen.“ Dabei war
die schwarz-rote Bundesregierung
zu diesem Zeitpunkt voller Elan,
wollte nach der Schonfrist zwi-
schen dem Amtsantritt vier Monate
zuvor und den Landtagswahlen in
drei Bundesländern im März end-
lich die heißen Eisen anpacken.
Union und SPD mussten zeigen,
dass sie gemeinsam etwas können.
Und das ausgerechnet mit einer Ge-
sundheitsreform. Heute weiß man,
der anonyme Unions-Politiker hatte
Recht: Das Hauen und Stechen der
Koalitionäre dauerte ein ganzes
Jahr. Die Messlatte hatte die Koaliti-
on selbst hoch gelegt: „Wenn wir
das nicht schaffen, haben wir es
nicht verdient, weiter zu regieren“,
hatte SPD-Fraktionschef Peter
Struck gesagt – im Bundestag, damit
es alle hören konnten. Und sollten.

Am Abgrund: die Koalition
Strucks Appell blieb ungehört. Zu
weit lagen Union und SPD, die mit
völlig gegensätzlichen Reformkon-
zepten in den Wahlkampf gegangen
waren, auseinander. Die Suche nach
dem kleinsten gemeinsamen Nen-
ner zwischen Bürgerversicherung
und Kopfpauschale verlangte
Nachtsitzungen, immer und immer
wieder. Kein Streitpunkt, der nicht
die Regierung fast zum Platzen ge-
bracht hätte: Mehrfach drohte das
Projekt Rot-Schwarz an der Gesund-
heitsreform zu scheitern, bis sich
mühevoll alle wieder zusammen-
rauften und mit Augenringen in
den frühen Morgenstunden vor die
Kameras traten, um die kleinen Ei-
nigungsschritte als Erfolg zu ver-
kaufen. So war es im Juli, als sich
die Koalition auf die ersten Eck-
punkte der Reform einigte. So war

es im Oktober, als es um die zweiten
Eckpunkte ging. Und unzählige Ma-
le zwischendurch.

Die Höhe des Steuerzuschusses,
der Finanzausgleich zwischen den
Krankenkassen, die Umorganisati-
on der privaten Kassen waren die
wichtigsten Knackpunkte. Über
100 Änderungsanträge brachten am
Schluss immer noch die Länder im
Bundesrat ein, die ständigen Nach-
forderungen von Bayern nicht mit-
gerechnet. Dass zwischendurch das
ganze Projekt von Januar auf April
verschoben wurde, nahm nur wenig
Luft aus dem Gerangel. Mit „kein
Hoppla-Hopp“ hatte Vize-Kanzler
Franz Müntefering (SPD) zwar ver-
sucht, das Manöver zu erklären.
Klar ist: Man wollte auf Zeit spielen.
Die Meinung in der Öffentlichkeit
über die Reform war verheerend,
und die Umfragewerte der Parteien
sanken.

Kein Tag, ohne dass ein Verband
gegen das Gesetz wetterte. Wohl
noch nie gingen in diesem Land
Ärzte und Apotheker so zahlreich
und so oft auf die Straße, versuch-
ten sich mit Trillerpfeifen und Pra-
xisschließungen zu wehren. Dazu
leisteten sich die Krankenkassen ei-
nen handfesten Krach mit Gesund-
heitsministerin Ulla Schmidt (SPD),

weil sie eine Informationskampa-
gne gegen die Reform organisierten.
Auffallend still im Lobby-Getöse:
die Patientenverbände.

Am Ende: ein Reförmchen
Schmidt hat sie alle ausgesessen, die
ständigen Rücktrittsgerüchte an
sich abtropfen lassen. Ohne Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) wä-
re ihr das nicht gelungen. Am Ende
haben die beiden Frauen die Reform
durchgeboxt, bei deren Verabschie-
dung im Bundestag sich keine Hand
zum Applaus regte. Erst beim Sekt-
empfang danach ließ Merkel ihre
Erleichterung über das Durchhalten
der Koalition durchblicken. In Rich-
tung Schmidt prostete sie: „Auf wei-
tere gute Zusammenarbeit und auf
den weiteren Kampf gegen zu viel
Lobbyismus.“

Einen Grund zum Feiern gab es
aber eigentlich nicht. Denn viel ist
von den ursprünglichen Zielen der
Reform im Gesetz nicht übrig ge-
blieben. Abkoppelung der Krank-
heits- von den Lohnkosten, Einspa-
rungen in Höhe von 1,9 Milliarden
Euro, eine langfristig gesicherte Fi-
nanzierung der gesetzlichen Kran-
kenkassen – nichts von all dem ist
geblieben. Doch, Positives gibt es
auch: die Versicherungspflicht für

alle, der Anspruch auf Mutter-Kind-
Kuren, die individuellen Tarifange-
bote der Krankenkassen.

Welche Fallstricke sich in dem
129 Seiten starken Gesetz verste-
cken, wird sich erst in den kom-
menden Monaten herausstellen.
Viele Details, viele Ausführungsbe-
stimmungen sind noch gar nicht be-
kannt. Die wichtigsten Neuerungen
– der Gesundheitsfonds mit einem
einheitlichen Beitragssatz zur Kran-
kenversicherung, der Basistarif der
privaten Kassen, die neue Honorie-
rung der Ärzte – kommen sowieso,
wenn überhaupt, erst 2009. Für den
Bürger heißt Gesundheitsreform
vor allem erst einmal eines: Seine
Krankenkassenbeiträge sind gestie-
gen, durchschnittlich um 0,5 Pro-
zentpunkte – noch bevor das Gesetz
überhaupt in Kraft getreten ist.

Am Anfang: der nächste Streit
Die Diskussion um die Reform en-
det am Sonntag nicht. Unterschrif-
ten gegen das Gesetz werden immer
noch gesammelt, Ärzte im Münster-
land etwa protestierten auch in die-
sem Monat wieder mit Praxisschlie-
ßungen. Zu wenig wurde jetzt er-
reicht, als dass das Gesetz nicht ge-
nügend Stoff für anstehende Lan-
des- und Bundestagswahlkämpfe

bis 2009 bieten würde. Zu viel ist of-
fen. Vorschläge, woher der steigen-
de Steuerzuschuss – 2,5 Milliarden
2008, plus weitere 1,5 Milliarden
Euro jährlich – kommen soll, will
die Koalition im Juli vorlegen. Steu-
ererhöhungen? Gesundheits-Soli?
Finanzminister Peer Steinbrück
(SPD) meint: „Abwarten.“

Die Branche Gesundheitswesen
ist zu attraktiv, um sie abzuhaken.
Nicht nur weil sie nicht nach Ange-
bot und Nachfrage funktioniert und
somit sich für Einflüsse des Gesetz-
gebers geradezu anbietet. Die Bran-
che ist auch wirtschaftlich interes-
sant: Sie setzt pro Jahr ungefähr so
viel um wie der Bundeshaushalt
umfasst. Nämlich rund 250 Milliar-
den Euro. 4,5 Millionen Menschen
sind dort beschäftigt. Zwischen
1980 und 2000 entstanden eine Mil-
lion neue Jobs. Bis 2020 könnten es
nach Prognosen der Fachhochschu-
le Gelsenkirchen bis zu 200.000 wei-
tere Stellen sein. Telemedizin, de-
mografischer Wandel, Gesundheits-
karte sind drei Schlagworte, die die
Zukunft bestimmen werden.

Niemand würde streiten, wenn
sich mit der Gesundheit der Men-
schen nicht Geld verdienen ließe.
Viel Geld. Das Hauen und Stechen –
es wird weitergehen.

Das große Hauen und Stechen
„Die Gesundheitsreform ist das
schwierigste Projekt von allen.“
Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel ahnte früh, was ihr blühte.
Statt zügig mit einer großen
Koalition durchzuregieren,
lähmte der Streit um das Ge-
setz die Regierung über ein Jahr
lang. Doch was als Tiger starte-
te, landete als Bettvorleger.

Das wichtigste an der Gesundheitsreform ist, dass es sie gibt – Denn die Probleme der Wachstumsbranche sind nur aufgeschoben

Das deutsche Gesundheitswesen ist wie der Mann auf dem Foto nicht im besten Zustand. Die neue Reform ändert daran wenig. –Foto: Marcus Brandt/ddp

Von Kristina Hofmann

Die Gesundheitsreform kommt
Am Sonntag tritt eines
der umstrittensten
Gesetze seit dem
Amtsantritt der Bundes-
regierung in Kraft: die
Gesundheitsreform.
Manches ändert sich ab
1. April, einiges erst ab
2009. Und vieles wird
offen bleiben.

Es geht auf gar keinen Fall darum,
den Bürgern in die Tasche zu greifen.
Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU)

Wir machen das ja nicht aus Jux
und Dollerei.
Bundesgesundheitsministerin
Ulla Schmidt (SPD)

Zum ersten Mal beschließen zwei
Regierungsfraktionen in einer funda-
mentalen Frage ein Vorhaben, von
dem sie sich wünschen, dass es nie-
mals Wirklichkeit wird.
FDP-Fraktionschef Guido Wes-
terwelle

Dieses Gesetz ist Pfusch.
Bundestagsabgeordnete Biggi
Bender (Grüne)

Dieses Ringen war notwendig, denn
es hat Früchte getragen.
Edmund Stoiber (CSU), Minister-
präsident von Bayern

Wir sind am Ende einer Etappe, der
Marsch wird weiter gehen.
Wolfgang Böhmer (CDU), Minis-
terpräsident von Sachsen-Anhalt

Man kann sparen – es kann aber
auch teurer werden. Das muss man
offen und ehrlich sagen.
Florian Lanz, Sprecher des Bun-
desverbandes der Betriebskran-
kenkassen

Wir haben großen Wert darauf ge-
legt, dass wir Qualitätsarbeit ablie-
fern wollen.
Unions-Fraktionschef Volker
Kauder (CDU)

Diese Reform wird drei bis fünf Jah-
re halten.
Günther Oettinger (CDU), Mi-
nisterpräsident von Baden Würt-
temberg

ZITATE

Berlin. Die Gesundheitsreform ent-
hält eine Fülle von Neuerungen. Die
Kernpunkte:
x Leistungskatalog: Für Folgen
von medizinisch nicht notwendi-
gen Eingriffen, wie Schönheitsope-
rationen oder Piercings, zahlen die
Krankenkassen nicht mehr. Aber:
Eltern-Kind-Kuren und Impfungen
werden künftig übernommen. Al-
lerdings soll erst im Sommer festste-
hen, welche Impfungen genau zum
Leistungskatalog dazugehören.
x Versicherungspflicht: Spätes-
tens ab 2009 soll jeder Deutsche
krankenversichert sein. 300.000
Menschen sind bisher ohne Schutz.
Die Kassen nehmen künftig jeden
ehemaligen Versicherten wieder zu-
rück. Ab Juli müssen auch die priva-
ten Kassen ihnen einen Basistarif
anbieten, der ab 2009 auch allen an-
deren Versicherten offen steht. Die-
ser entspricht dem Leistungskatalog
der gesetzlichen Versicherungen.
x Beiträge: Durchschnittlich stei-
gen die Beiträge zur Krankenversi-
cherung um 0,5 Prozentpunkte. Be-
gründung: Die Kassen müssen bis
2008 entschuldet sein. Der durch-
schnittliche Beitrag liegt derzeit bei
14,3 Prozent.
x Arzneimittel: Die Kassen kön-
nen Rabattverträge mit den Pharma-
herstellern aushandeln. Zudem er-

halten Ärzte so genannte Positivlis-
ten über Wirkstoffe von einzelnen
Kassen. Der Effekt: Patienten erhal-
ten nicht mehr ihre gewohnte Arz-
nei, sondern denselben Wirkstoff
von einem billigeren Hersteller.
x Gesundheitsfonds: Er gilt als
Herzstück der Reform, wird aber
erst 2009 wirksam. Der Fonds ist ei-
ne neue Geldsammelstelle. In ihn
fließen die Versicherungsbeiträge
der Arbeitgeber (geplant etwa sechs
Prozent des Bruttolohnes), der Ar-
beitnehmer (geplant sieben Prozent
des Bruttolohnes) plus Steuergelder.
Den Beitragssatz wird künftig die
Regierung und nicht mehr die Ver-
sicherungsgesellschaften festlegen.
Aus diesem Topf erhalten die Kas-
sen dann einen einheitlich festge-
legten Satz pro Versicherten.
Kommt eine Kasse mit diesem Be-
trag nicht aus, kann sie einen Zu-
satzbeitrag erheben – oder, wenn sie
gut wirtschaftet, ihn auch mindern.
Der Zusatzbeitrag darf nicht mehr
als ein Prozent des Haushaltsein-
kommens des Versicherten betra-
gen. Der Effekt: Kassen, die jetzt ei-
nen günstigen Beitragssatz haben,
werden vermutlich teurer.

Die „Freie Presse“ veröffentlichte
weitere Beiträge über die Reform. Sie
sind im Internet nachzulesen. (KH)

—www.freiepresse.de/gesundheitsreform

Gesetz enthält viele Neuerungen – Wichtigste kommt erst 2009

Impfpflicht und eine
neue Geldsammelstelle

Gesund sein möchte jeder Mensch.
Und wenn er schon krank wird,
dann will er möglichst schnelle
und kompetente ärztliche Hilfe.
Mit der Gesundheitsreform will
der Staat dies absichern. Ob es ge-
lingt, werden die nächsten Jahre
zeigen. Udo Lindner wollte vom
Trend- und Zukunftsforscher des
Zukunftsinstituts Kelkheim, Erik
Händeler, wissen, welche Rolle der
einzelne Bürger im Gesundheits-
system der Zukunft spielt.

Freie Presse: Die Bundesregierung
hofft, mit der Gesundheitsreform das
angeschlagene Gesundheitswesen zu
stabilisieren. Wird sie das kranke Ge-
sundheitswesen damit wirklich heilen?
Erik Händeler: Nein, weil diese Re-
form volkswirtschaftlich nur Geld
von der linken Hosentasche in die
rechte umverteilt, aber sie ändert
nichts im realen Leben. Die Krank-
heitskosten werden erst dann sin-
ken, wenn die Leute tatsächlich we-
niger krank und länger gesund sind.
In der Geschichte war es immer so,
dass sich bei Knappheiten neue
Strukturen bildeten. So müssen wir
es auch jetzt machen: Wir brauchen
nicht mehr vom bestehenden, son-
dern ein neues System.

Freie Presse: Wie muss das Ge-
sundheitswesen der Zukunft organisiert
sein, gerade auch vor dem Hintergrund

der demografischen Entwicklung?
Händeler: Wir brauchen ein Ge-
sundheitswesen, das in die Gesund-
erhaltung der Gesunden investiert.
Heute ist Prävention erst ein The-
ma, wenn jemand schon krank ist.
Oder Prävention wird verwechselt
mit Vorsorgeuntersuchung. Was
wir brauchen, ist aber ein System, in
dem die Akteure Geld mit Gesund-
erhaltung der Gesunden verdienen
können. Da können dann Ernäh-
rungsberater, Sporttrainer, Seelsor-
ger, Psychologe und Hausarzt im
Team die Lebenssituation eines ein-
zelnen optimieren. Wenn wir alle

älter werden und deshalb auch län-
ger arbeiten müssen, brauchen wir
eine andere Arbeitskultur, mehr
Pausen, besseren Umgang.

Freie Presse: Die Aussicht, dass in
Deutschland künftig immer mehr alte
und damit auch krankheitsanfälligere
Menschen leben – und auf der anderen
Seite weniger Menschen in die Sozial-
kassen einzahlen –, führt zu großen
Ängsten, was die Bezahlbarkeit des Ge-
sundheitssystems betrifft. Werden sich
in Zukunft bestimmte Operationen und
Heilbehandlungen nur noch Reiche leis-
ten können?
Händeler: Zunächst einmal erle-
ben wir nicht wirklich eine Überal-
terung: Die genetische Ausstattung
des Menschen taugt für über 100
Jahre. Es ist normal, rüstig 80 Jahre
alt zu werden. Und wenn früher
Menschen mit 40 Jahren an Er-
schöpfung starben, das war unnor-
mal. Das Problem ist unser Lebens-
stil. Schon die Jüngeren sind über-
gewichtiger und allergieanfälliger
als die vorherige Generation. Wenn
wir also nicht wollen, dass dieses
Katastrophenszenario, das Sie da
zeichnen, wahr wird, dann müssen
wir alle einfach gesünder leben.

Freie Presse: Schon jetzt verlangt
das Gesundheitssystem von den Men-
schen immer mehr Zuzahlungen und
Eigenbeteiligungen. Wie viel Eigenvor-
sorge in Sachen Gesundheit darf oder

muss den Bürgern zugemutet werden?
Händeler: Niemand ist allein
„schuld“, wenn er krank wird, weil
wir uns die genetische Ausstattung
der Vorfahren nicht aussuchen kön-
nen, und manchmal können wir
auch nicht alle Lebensumstände be-
einflussen. Aber so wie bisher zu sa-
gen: Wie ich mit meinem Leben
umgehe, das geht dich gar nichts an,
und wenn ich krank werde, müsst
ihr alle dafür zahlen, das wird so
nicht mehr durchzuhalten sein.
Deswegen wird eine höhere Zuzah-
lung kommen. Dies sollten wir aber
so gestalten, dass Krankheit immer
existenziell abgesichert bleibt und
auch die Zuzahlung sozial begrenzt
ist. Wenn wir davor aber zurück-
schrecken, wird das Gesundheits-
wesen immer weiter unter Druck
geraten und die Menschen im Ge-
sundheitswesen immer schlechter
bezahlt werden. Neu wird sein, dass
die Zuzahlung die Menschen
zwingt, das Angebot zur Gesunder-
haltung auch anzunehmen. Das hat
auch eine soziale Komponente: Es
geht nicht um Geld, es geht um das
reale Leben.

Von Erik Händeler erschien gerade in
sechster vollständig überarbeiteter Aufla-
ge das Buch „Die Geschichte der Zukunft
– Sozialverhalten heute und der Wohl-
stand von morgen“.

„Wir müssen einfach gesünder leben“
Nach der Reform ist vor der Reform: Trendforscher Erik Händeler plädiert für ein neues Gesundheitssystem

Erik Händeler. –Foto: Manfred Remitz
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